
Krankenhäuser sind ein wesentlicher Teil der

Daseinsvorsorge, deren Finanzierung der Staat

für alle Bürgerinnen und Bürger sicherzustellen

hat. Die Krankenhausfinanzierung in Deutsch-

land jedoch befindet sich in einer Schieflage,

das Jahr 2013 dürfte für gut die Hälfte der

 deutschen Kliniken ein Jahr der roten Zahlen

gewesen sein. 

Der Gesetzgeber steht nun vor der Aufgabe

einer Finanzierungsreform. Dazu hat die Bun-

desärztekammer im Februar Vorschläge auf 

den Tisch gelegt. Das Fazit: eine wohnortnahe,

flächendeckende Versorgung lässt sich nur

durch eine umfassende Reform des derzeitigen

Fallpauschalensystems (D-DRG-System) dauer-

haft sicherstellen.

Anders als andere Länder, die mit Fallpau-

schalen arbeiten, setzt Deutschland das DRG-

System als direktes und nahezu allumfassendes

Preissystem ein. Mengen- und Preisentwicklun-

gen bestimmen damit fast ausschließlich über

das wirtschaftliche Wohl und Wehe der Kran-

kenhäuser.

Dabei ist das DRG-System unfähig, auf aktu-

elle Kostenentwicklungen zu reagieren. Das

bringt die Kliniken von Jahr zu Jahr stärker in

die Bredouille, steigen doch die Kosten zum

 Beispiel für Energie oder die Haftpflichtver-

sicherung massiv an. Auch die sachgerechte

 Abrechnung von Extremkosten-Fällen und die

sichere Finanzierung der stationären Versor-

gung in strukturschwachen Regionen leistet das

derzeitige System schlichtweg nicht.

Vollends unverständlich ist, dass auch die

 Tarifsteigerungen der Ärztinnen und Ärzte und

der Pflegekräfte nicht angemessen refinanziert

werden – sind sie es doch, von denen die Quali-

tät der Patientenversorgung abhängt.

Die Ärzteschaft schlägt vor, dass der Gesetz-

geber Krankenhausträgern und Kostenträgern

künftig ausreichende Ermessenspielräume für

die regionalen und lokalen Verhandlungen ein-

räumt. Darin könnten zum Beispiel Sicherstel-

lungszuschläge für strukturschwache Regionen

vereinbart werden, auch soll eine unmittelbare

Reaktion auf Kostenentwicklungen und insbe-

sondere auf Tarifanpassungen möglich werden.

Dringend reformbedürftig ist auch die In ves -

titionsförderung durch die Bundesländer,  die

 ihren Verpflichtungen seit Langem nur unzu-

reichend nachkommen, sodass ein milliarden-

schwerer Investitionsstau angewachsen ist. Viele

Häuser sparen daher seit Jahren am laufenden

Betrieb, um dringend erforderliche Investitio-

nen zu bezahlen. 

Diese Zwangskompensation muss ein Ende

haben, denn die Finanzierung der Investitionen

ist Aufgabe der Länder. Jeder Euro, den die

Krankenhäuser aus dem laufenden Betrieb für

Investitionen zurückhalten, geht zu Lasten von

Beschäftigten und Patienten. Deshalb fordern

wir eine Bund-Länder-Initiative für die Kranken-

hausinvestitionen. In einem nationalen Kraft-

akt soll erreicht werden, dass den Kliniken jähr-

lich mindestens sechs Milliarden Euro verläss-

lich für Investitionen zur Verfügung stehen.

Darüber hinaus muss der Wettbewerb, in den

die Krankenhäuser gestellt sind, flankiert wer-

den durch eine qualitätsorientierte Landeskran-

kenhausplanung, wie wir sie in Nordrhein-

Westfalen begonnen haben. Denn steigender

ökonomischer Druck und ausufernder Wettbe-

werb müssen sonst zu einem Qualitätsverlust

führen. 

Aus ärztlicher Sicht ist Qualität das Leit krite-

rium in der Versorgung. Denn unsere Patien -

tinnen und Patienten müssen sich auch künftig

darauf verlassen können, dass wir sie sorgfältig

und kompetent behandeln können.
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Die Schieflage bei der 
Krankenhausfinanzierung 
belastet zunehmend Patienten,
Ärzte und Pflegekräfte. 
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